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Rechtsgrundlage:
Erlass zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen Rechtschreiben oder Rechnen

Quelle:
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Förderung von Schüler/innen mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben und Rechnen

Ziel der Fördermaßnahmen ist, dass die Schüler/innen die Grundanforderungen im Lesen, Schreiben und Rechnen bewältigen.

Sollte sich dennoch ein anhaltender, umfassender Förderbedarf in einem Teilbereich entwickeln, sollten – mit Eltern und Schülern – Strategien zum Umgang mit der Lernschwäche entwickelt werden.

Bei Ausweitung des Förderbedarfs muss die Überprüfung des sonderpädagogischen Förderbedarfs eingeleitet werden. Die Überprüfung des sonderpädagogischen Förderbedarfs findet in der Regel erst im 2. Schuljahr statt. Gegebenenfalls nach einer Wiederholung (Einzelfallentscheidung).

Zielgruppe sind Schüler/innen mit Beeinträchtigungen oder Behinderungen (Sehen, Hören, Sprache, Motorik, ADHS), die  Teilleistungsschwächen im Lesen, Schreiben oder Rechnen entwickeln. Der Nachteilsausgleich soll ihnen ermöglichen, die behinderungsbedingten Einschränkungen aufzuheben oder zu verringern.
Förderdiagnostik (prozessbegleitend)

· Feststellung der Lernausgangslage in Klasse 1 (Hexe Mirola)

· Erkenntnisse aus dem vorschulischen Bereich

· Beobachtung des sprachlichen, kognitiven, sozialemotionalen und des motorischen Entwicklungsstands

· Beobachtung der Lernmotivation im Lesen, Schreiben und Rechnen

· Beobachtung der Wahrnehmungsleistungen und – kompetenzen

· Normierte Tests (z.B. Hamburger Schreibprobe, Lernbeobachtung nach Dehn... )       

· Außerschulische Gutachten (wenn vorhanden und sinnvoll)

Dokumentation der individuellen Lernentwicklung

· Förderplanung   

· Fördermaßnahmen

· Binnendifferenziert im Klassenverband

· Besondere Förderung (zielgleich)

· Binnendifferenziert im Klassenverband

· Training der phonologischen Bewusstheit

· Vorkurse zur Entwicklung des Zahlbegriffs

· Förderprogramme auf handlungsorientierter Basis

· Hilfen im Sinne des Nachteilsausgleichs

· Ausweitung der Arbeitszeit (zusätzliche Pausen, ...   )

· Reduzierung des Umfangs bei gleichen Anforderungen ((quantitativ).

· Bereitstellung technischer und didaktischer Hilfsmittel (Computer, Audiohilfen, …)

· Nutzung methodisch-didaktischer Hilfen       (Lesepfeil, große Schrift/Lineatur, spezielle Stifte, Lineal, …)

· Vorlesen schriftlicher Aufgaben (alternative Präsentation von Texten, Aufgaben oder Ergebnissen)

· Räumliche Veränderungen (Arbeitsplatzorganisation, alternative Arbeitsplätze, ...)

· Fachspezifische Formen („Exaktheitstoleranz“ z.B. in Geometrie, Schriftbild, zeichnerische Darstellungen)

· Abweichung von den Grundsätzen der Leistungsbewertung

· Nur in begründeten Ausnahmefällen

· Stärkere Gewichtung mdl. Leistungen

· Zeitweiliger Verzicht auf die Bewertung der Lese- oder Rechtschreibleistung (während der Förderphase)

· Bei besonderen Schwierigkeiten im Lesen kann der Kompetenzbereich „Lesen und mit Texten umgehen“ ohne Bewertung bleiben. Er fließt dann nicht in die Bewertung ein.

· Bei besonderen Schwierigkeiten im Rechtschreiben kann im Kompetenzbereich „Schreiben, Texte verfassen“  der Teilbereich „Richtig schreiben“ ohne Bewertung bleiben.

· Bei besonderen Rechenschwierigkeiten kann die Mathematikzensur zeitweilig ausgesetzt werden und auf eine Lernstandsbeschreibung zurück gegriffen werden.

· Zeitweiliger Verzicht auf die Bewertung  von Klassenarbeiten (während der Förderphase in MA)

· Nicht in Abgangs- oder Abschlusszeugnissen

· Abweichungen von der Leistungsbewertung  ...
Muss noch rechtlich geklärt werden
Verfahren

· Schule / Eltern leiten Überlegungen zum Nachteilsausgleich ein. Ein Anspruch der Eltern besteht nicht.

· Die Klassenkonferenz entscheidet über besondere Fördermaßnahmen.
· Ein beschlossener Nachteilsausgleich muss in allen Fächern gewährt werden.

· Jegliche Form von Förderung muss in der Dokumentation der individuellen Lernentwicklung festgehalten, überprüft, fortgeschrieben oder angepasst werden.
Da der Nachteilsausgleich eine zielgleiche Beschulung beinhaltet, sind „Hinweise auf den Nachteilsausgleich in Arbeiten und Zeugnissen  nicht statthaft (das entspricht dem§ 52 des Schwerbehindertengesetzes: Geheimhaltungspflicht)“. 

